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Zürich

Die leidvolle Geschichte
des Sozialamts Dübendorf

Ende 2009

Die Gemeinde Dübendorf
tritt aus dem Zweckverband
für Soziale Dienste Bezirk
Uster aus.

2013

Der damalige Sozialvorsteher
Kurt Spillmann (SVP) verkündet,
dass sich die Gemeinde fortan
nicht mehr an den Skos-
Richtlinien orientiert.

November 2016

Die Dübendorfer Sozialhilfe-
chefin gerät aufgrund geteilter
Facebook-Posts der deutschen
Nazi-Partei NPD in die Kritik.

Sozialhilfeempfänger werfen der
Sozialhilfe Dübendorf öffentlich
schikanöse bis widerrechtliche
Praktiken vor.

Die Stadt Dübendorf schafft
eine Ombudsstelle, die Sozial
hilfechefin wird verwarnt und
beurlaubt, darf jedoch im Amt
bleiben.

Oktober 2017

Der Ombudsmann Anton
Frauenfelder veröffentlicht
seinen ersten Bericht.
Er enthält 31 Beschwerden,
davon betreffen 25 das
Sozialamt.

Juli 2018

Sozialvorsteher Kurt Spillmann
(SVP) tritt ab, Jacqueline Hofer
(SVP) übernimmt.

Februar 2019

Erneut beschweren sich
Klientinnen und Klienten über
die Sozialhilfe Dübendorf.
Vor Bezirksgericht werden
die Beschwerden teilweise
gutgeheissen.

Frühjahr 2019

Der Dübendorfer Stadtrat sieht
sich auf Druck von Ombuds-
mann Frauenfelder veranlasst,
eine externe Untersuchung
durch die Firma Staub Coaching
& Beratung einzuleiten. Die
Resultate werden im Sommer
2019 vorgelegt. Der Bericht bleibt
unter Verschluss.

März 2020

Der Gemeinderat entscheidet,
dass der eigene, kritische
Ombudsmann abgesetzt wird.
Dübendorf soll sich fortan der
kantonalen Ombudsstelle
anschliessen.

Juni 2020

Der aktuelle Jahresbericht des
Ombudsmanns liegt vor.
Von den 38 Beschwerden
betreffen 31 die Sozialhilfe
Dübendorf. Erstmals melden
sich auch unzufriedene Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter beim
Ombudsmann.

Martin Sturzenegger

Regula Haimann (Name geän-
dert) hat Angst. Als eine der we-
nigen ist sie bereit, über das zu
sprechen, was sie und ihre Kol-
leginnen und Kollegen auf dem
Sozialamt in Dübendorf erlebt
haben. Das Treffen findet in
einem Café in Zürich statt. Das
Gespräch ist der Ex-Mitarbeite-
rin sichtlich unangenehm. Sie
beginnt dennoch, zu sprechen:
«Vielleicht geht es mir besser,
wenn ich den Ballast loswerde»,
sagt sie.

Die Geschichte, die Haimann
dann erzählt, stimmt übereinmit
Angaben von weiteren Quellen,
mit denen der TA gesprochen
hat: Demnach herrschte im So-
zialamt Dübendorf über Jahre
eine toxische Arbeitskultur. Ein
Teil der Mitarbeiter überwachte
Sozialhilfebezüger exzessiv,
setzte sie unter Druck, betitelte
sie hinter deren Rücken als «fet-
te Schlampe» oder– imFall einer
Burkaträgerin – als «Pinguin».
Sie nahmen auch einzelne Ge-
spräche heimlich auf. Zwischen
2018 und Anfang 2020 verlies-
sen zwei Drittel derAngestellten
– acht Personen – das Amt.
«Mehrere Mitarbeitende konn-
ten es nicht mehr ertragen, wie
abfällig Klienten behandeltwur-
den», sagt Haimann.

Es gab bereits früher Artikel
über diese Probleme, imTAetwa
2016 und 2019.Nun erlauben Re-
cherchen erstmals, dasAusmass
derVorfälle zu umschreiben.Da-
bei zeigt sich: Der Stadtrat von
Dübendorf schob das Problem
vor sich her – schon 2016 hatte
sie der damaligen Sozialhilfeche-
fin wegen rechtsradikaler Posts
in den sozialenMedien eineVer-
warnung aussprechen müssen.
Der Stadtrat ordnete schliesslich
2019 bei der Firma Staub Coa-
ching und Beratung eine Unter-
suchung an.Vor allem auch,weil
der Dübendorfer Ombudsmann
Druck ausgeübt hatte. Der Ab-
schlussbericht vom 18. Juni 2019
blieb aber unter Verschluss.

Wenige Wochen danach ver-
schickte die Dübendorfer Sozial-
vorsteherin Jacqueline Hofer
(SVP) ein Communiqué. Darin
nahm sie nur Bezug auf zwei
spezifische Einzelfälle, für die
das Sozialamt damals kritisiert
wurde.ÜberdenUntersuchungs-
bericht, der damals schonvorlag,
verlor sie keinWort.

Nun zeigt sich: In diesem Be-
richt wurden gravierende Miss-
stände beschrieben. Im Papier,
in das der TA gestützt auf das
kantonale Öffentlichkeitsgesetz
Einsicht verlangt hat, ist von
«zeitnahem Handlungsbedarf»
die Rede. Zwar geben alle Mit-
arbeitenden und Vorgesetzten
an, dass sie ihreTätigkeitmögen.
Doch das Team sei «in zwei La-
ger gespalten» und berichte von
«mangelndem Vertrauen, viel
UnausgesprochenemundMani-
pulation».Die Untersucherin or-
tete nichtweniger als sechsThe-
menfelder, die «zu entwickeln»
seien,vomUmgangmit Klienten
bis zurKommunikation imTeam.

Das steht im Bericht
Welche konkreten Probleme da-
mit gemeintwaren, gibt die Stadt
Dübendorf nicht bekannt. Sie
legte lediglich 6von 25 Seiten des

Berichts offen – Persönlichkeits-
schutz, so die Begründung. Aus
zahlreichen Gesprächen mit in-
formierten Quellen ergeben sich
dennoch Punkte, die im Bericht
untersucht wurden:
— Hetze im Netz: Im Bericht
steht, es sei zu «Hetze in sozia-
len Medien gegen Minderheiten
und Verbreitung von Gewaltvi-
deos» gekommen.EineTA-Quel-
le erklärt dazu: Ein Arbeitsver-
mittler der Sozialhilfe, der noch
heute imAmt ist, habe in den so-
zialenMedien gegen Palästinen-
ser gehetzt und gewaltverherrli-
chende Videos gepostet, die von
Facebookwegen «Gewaltdarstel-
lung oder expliziter Inhalte» ge-
sperrt worden seien.
— Druckversuche: Im Bericht
wird erwähnt, dassMenschen in
ihrer Not teilweise schlecht er-
kannt würden und unnötige
Druckversuche auf Klienten aus-
geübt wurden.

Mehrere Informanten berich-
ten demTAvon einem tragischen
Vorfall, der sich Ende 2018 ereig-
net hat: Ein junger Sozialhilfebe-
züger hat damals Suizid began-
gen. Die Gründe dafür sind nicht
bekannt, aber die Informanten
haben den Eindruck, dass der
Druck eines Beraters eine Rolle
gespielt habe. Dieser habe fast
täglich Kontakt zu ihm aufge-
nommen, etwa mit Fragen wie:
wann er morgens aufstehe und
weshalb er nicht im Sozialhilfe-
programm erscheine – oder mit

Hinweisen, dass Arztzeugnisse
nicht mehr akzeptiert würden.
Eine Informantin behauptet, dass
der schlechte Gesundheitszu-
stand des Klienten der Sozialhil-
fe bekannt gewesen sei. Die To-
desanzeige des Klienten liegt dem
TAvor.Darin steht: «Du häsch am
Druck vo eusere Gsellschaft und
eusne Ämter nach all dene Jahr
nüm möge standhalte.»
— Böswillige Unterstellun-
gen: Ein Mitarbeiter erfand ge-
mäss mehreren Informanten
wiederholt Schutzbehauptun-
gen, um im Fall von Beschwer-
den die Glaubwürdigkeit der
Klienten zu beschädigen. Im Be-
richtwird ihmvorgeworfen, dass
er Sozialhilfebezügern Betrun-
kenheit unterstellt habe, obwohl
dies durch andere Berater «nicht
feststellbar» gewesen sei.
— HeimlicheAufzeichnung:Ge-
spräche mit Klienten sind laut
Bericht heimlich aufgezeichnet
worden. In einemFall soll einAb-
teilungsleiter laut einer Quelle
ein Gespräch mit seinem Handy
mitgeschnitten haben. Weder
Klientin noch Sozialberater hät-
ten davon gewusst.
— Falschverbuchte Kosten: Ein
weiterer Vorwurf ist, dass einer
Klientin fälschlicherweiseMass-
nahmekosten in der Höhe von
mehreren Zehntausend Franken
verrechnet worden seien. Die
Frau kochtewährend fast zweier
Jahre und mehrmals die Woche
für andere Klienten in einem In-
tegrationsprogramm. Die anfal-
lenden Kosten für die Produktion
der Mahlzeiten seien ihr als So-
zialschuld gebucht worden. Das
heisst, wenn die Frau wieder zu
Geld kommenwürde,müsste sie
das gesamte Geld der Sozialhil-
fe zurückzahlen. «Womöglich
weiss die Klientin bis heute
nichts davon. Siewürde in einem
solchen Fall ihr blaues Wunder
erleben», sagt ein Informant.

— Verachtendes Menschen-
bild: Im Bericht wird «die Füh-
rung durchVorgesetzte in Bezug
aufHaltung und Ethik» kritisiert.
Konkret habe die ehemalige So-
zialhilfechefin einemuslimische
Sozialhilfebezügerin mit Burka
hinter deren Rücken als «Pingu-
in» bezeichnet, nachdem diese
auf demAmt erschienenwar,wie
ein Informant berichtet. EinMit-
arbeiter der Sozialhilfe soll eine
andere Klientin intern als «fette
Schlampe» bezeichnet haben.
Mehrere Quellen berichten zu-
dem unabhängig voneinander,
dass die ehemalige Sozialhilfe-
chefin das Kind einerKlientin als

«behindert» bezeichnete, ob-
wohl es gar nicht behindert war.
— GPS-Tracker: Sozialhilfebe-
züger engagierten sich ehren-
amtlich als Fahrer einesVereins,
der Menschen mit einer körper-
lichen oder geistigen Behinde-
rung transportiert. Ein weiterer
Vorwurf besagt, dass ein Mit-
arbeiter der Sozialhilfe den Ge-
schäftsleiter des Vereins aufge-
fordert habe, GPS-Tracker anzu-
fügen – und zwar an allenAutos,
die von Sozialhilfeklienten ge-
fahren wurden. So sollte über-
prüft werden, wo genau sie sich
während ihrer Einsatzpausen
aufhielten.DieVerantwortlichen
des Vereins sollen sich jedoch
gegen dieses Vorgehen mit Ver-
weis auf denDaten- und Persön-

lichkeitsschutz gewehrt haben.
Weitere Vorwürfe, die nicht im
Bericht erwähnt sind, werden
durchmehrere Informanten de-
ckungsgleich erhoben:
— InterneVerbote:Mitarbeiten-
de der Sozialhilfe sollen vonVor-
gesetzten dasVerbot erhalten ha-
ben, zum Ombudsmann zu ge-
hen. Zudem hätten Vorgesetzte
mehrfach die Weisung erteilt,
nicht aufAnfragen des Ombuds-
manns zu antworten.
— Beschattung durch Detekti-
ve: Schliesslich steht auch der
Vorwurf im Raum, Klienten sei-
en zu Hause bereits zur Erstab-
klärung und teilweise ohne kon-
kreten Betrugsverdacht von De-
tektiven beschattetworden. Eine
Quelle erinnert sich: «Die Kosten
des Einsatzeswurden auf das So-
zialhilfekonto gebucht, bis der
Ombudsmann diese Praxis hin-
terfragte.» Die Gemeinde hatte
gemäss TA-Recherchen die Fir-
ma Investigo aus Otelfingen be-
auftragt.Das ist jene Detektei, die
unlängst in der Affäre Credit
Suisse in die Schlagzeilen geriet.

DerTA legte alleVorwürfe der
Stadt Dübendorf im Detail vor.
Der Stadtrat stützt sich in seiner
Antwort bezüglich Detektivein-
sätzen auf das kantonale Sozial-
hilfegesetz. In Paragraf 18 steht,
dass die Fürsorgebehörde auch
ohne Zustimmung des Hilfesu-
chenden Auskünfte bei Dritten
einholen könne. Jedoch nur,
wenn Verdacht auf ein Fehlver-
halten besteht.

«Keine Rechtsgrundlage»
Tobias Hobi, Jurist bei derUnab-
hängigen Fachstelle für Sozial-
hilferecht, spricht von einer
«faulen Ausrede». Wenn Ge-
meinden Privatfirmen zurÜber-
wachung ihrer Sozialhilfebezü-
ger beauftragten, reiche der

Beschimpft, überwacht, herabgewürdigt
Missstände im Sozialamt Hetze im Netz, exzessive Detektiv-Einsätze: Eine externe vertrauliche Untersuchung schildert
eine toxische Kultur gegen Sozialhilfebezüger in Dübendorf.

Für einige Sozialhilfebezüger ist der Gang hierhin ein schwerer: Gebäude mit Büroräumlichkeiten der Sozialhilfe Dübendorf. Foto: Urs Jaudas

Seit 2018 Sozialvorsteherin:
Jacqueline Hofer. Foto: Keystone

Fortsetzung auf Seite 15

ZweiMitarbeiter,
die im Bericht
kritisiert werden,
sindweiter
in Dübendorf
angestellt.
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Der Mann, der an der Anti-
Masken-Kundgebung Masken
verkaufte, argumentierte so:
Er sei zwar gegen Masken,
doch sei sein eigentliches
Geschäft mit Corona weg-
gebrochen. Hier könne er
auf Solidarität zählen. (dsa)

Logisch unlogisch

Die Ecke

Bekannter Zürcher
Haiforscher verstorben
Zürich Der Zürcher Biologe und
Haiexperte Erich Ritter ist am
Samstag in seiner Wahlheimat
Florida verstorben. Der 62-Jäh-
rige war international eine be-
kannte Figur in der Erforschung
der Meeresraubtiere. Ritter fo-
kussierte auf die Interaktion zwi-
schen Hai und Mensch; auf den
Bahamas gründete er eine
«Shark School», an der Tauche-
rinnen undTaucher denUmgang
mit Haien lernen konnten. (ms)

Küchenbrand – eine
Person in Abklärung
Dürnten In einem Haus in Dürn-
ten ist es am Sonntag zu einem
Küchenbrand gekommen. Der
Bewohner konnte das Feuernoch
vor Eintreffen der Feuerwehr lö-
schen. Mit Verdacht auf Rauch-
gasvergiftung musste er hospi-
talisiertwerden,wie die Kapo am
Sonntagmitteilte. Der Sachscha-
den dürfte Zehntausende Fran-
ken betragen. (sda)

Nachrichten

Maskenpflicht Justizdirektorin
Jacqueline Fehr (SP) steht hinter
derEntscheidung des ZürcherRe-
gierungsrats, in Läden eine Mas-
kenpflicht einzuführen. «Aber ich
nehme für mich in dieser Situa-
tion inAnspruch, ein bisschen der
Ueli Maurer der Zürcher Regie-
rung zu sein», sagte sie im Inter-
viewmit der «SonntagsZeitung».
Fehr hatte in den letzten Tagen
eine Kontroverse ausgelöst, weil
sie sich auf Twitter und in ihrem
Blog gegen die Maskenpflicht
ausgesprochen hatte. Ihr wurde
eine Verletzung des Kollegiali-
tätsprinzips vorgeworfen.

«Die Bevölkerung muss er-
kennen können, dass Regierun-
gen umPositionen ringen», sag-
te Fehr. «Es stärkt dasVertrauen
in die Behörden.» Generell sei sie
der Ansicht, dass die Behörden
mehr auf die Eigenverantwor-
tung der Bürger undweniger auf
Verbote setzen sollten. «Letztlich
ist das Ziel, dass die Leute aus
Einsicht ihr Verhalten dem Risi-
ko anpassen», sagte die Regie-
rungsrätin.

Im «SonntagsBlick» üben der-
weil mehrere Exponenten der
Zürcher SPKritik an der eigenen
Regierungsrätin: «Es ist Jacque-
line Fehrs gutes Recht, hierzu
eine andere Meinung zu haben.
(...) Aber natürlichwäremirwoh-
ler,wenn sie sich dazu in den so-
zialen Medien etwas zurück-
nimmt», sagt etwaAndreas Dau-
rù, Co-Präsident der kantonalen
Partei. Und Nationalrat Angelo
Barrile kritisiert: «Ich halte es für
falsch, jetzt öffentlich Unsicher-
heit zu stiften, wie das einige
Politiker und Mitglieder des Re
gierungsrats tun. Die Menschen
brauchen in dieser Situation Si-
cherheit, nicht noch mehr Ver-
wirrung.» (hbr)

Jacqueline Fehr:
«Ich bin der Ueli
Maurer Zürichs»

Was gilt? Plakat am Flughafen Zürich mit Hinweisen zur Quarantänepflicht bei der Einreise aus bestimmten Ländern. Foto: Alexandra Wey (Keystone)

Marius Huber

Was ist die Bedeutung der
Grenze, die der Kanton Zürich
überschritten hat?
60 Neuinfektionen pro 100’000
Einwohner innert zwei Wochen
– das ist der Grenzwert, bei des-
sen Überschreitung die Schweiz
andere Länder zu Risikogebieten
erklärt. Wer von dort einreist,
muss in Quarantäne gehen. Die
Limite wurde in Übereinstim-
mung mit Schwellenwerten des
Europäischen Zentrums für die
Prävention und Kontrolle von
Krankheiten festgelegt.

Würde Zürich nach den glei-
chen Regeln beurteilt,müsste es
ab sofort als Risikogebiet gelten.
Die Zürcher Regierung will dies
unbedingt verhindern, wie sie
Anfang letzter Woche an einer
Medienkonferenz sagte.

Welcher Grenzwert ist
für Zürich entscheidend?
Das hängt ganz davon ab, wel-
cher Staat die Entwicklung in Zü-
rich beurteilt, denn die Defini-
tion eines Risikogebiets variiert.
Deutschland etwa hat einenwe-
niger strengen Grenzwert als die
Schweiz.Dortwird darauf geach-
tet, ob sich innert einer Woche
mehr als 50 Personen pro
100’000 Einwohner infiziert ha-
ben – in Zürich waren es in der
letztenWoche erst 30.

Einen bisher unbekannten
Grenzwert nannte letzte Woche
die ZürcherRegierungspräsiden-

tin Silvia Steiner. Sie sagte, dass
der Kanton zum Risikogebiet
werde, wenn er innert zweiWo-
chen 65 Neuinfektionen pro
100’000 Einwohner verzeichne.
Dies wäre ein etwas höherer
Grenzwert als die Zahl von ma-
ximal 60Neuinfektionen,welche
die Schweiz gegenüber anderen
Ländern anwendet.

Inzwischen ist klar, dass der
Regierung eine verbreitete Ver-
wechslungvon absoluten und re-
lativen Zahlen unterlief. Ursache:
Der Grenzwert des Bundes wird
im Kanton Zürich dann über-
schritten, wenn sich unter
100’000 Einwohnern innert zwei
Wochen mehr als 60 angesteckt
haben. Hochgerechnet auf die
gesamte Kantonsbevölkerung
von 1,5 Millionen, passiert dies
genau dann,wenn sich zweiWo-
chen lang im Schnitt jeden Tag
65 Personen anstecken.

Warum sollte der Grenzwert
nicht überschrittenwerden?
Die Kantonsregierungwarnt vor
«enormen wirtschaftlichen Fol-
gen», wenn der Grenzwert von
60 Neuinfektionen überschrit-
tenwird. Sie geht davon aus, dass
Geschäftsreisende und Touris-
ten verunsichert sein könnten,
wenn der Kanton Zürich nach
Schweizer Massstäben ein Risi-
kogebietwird. Selbst dann,wenn
es von niemandemoffiziell dazu
erklärtwird. Es handelt sich also
auch um eine psychologische
Grenze.

Kann ein einzelner Kanton
überhaupt Risikogebietwerden?
Ja. Belgien hat einzelne Schwei-
zer Kantone zu Risikogebieten
erklärt. Zürichwurde auf die Lis-
te der Regionen mit erhöhtem
Infektionsrisiko gesetzt. Das
heisst: Reisen hierhin sind für
Belgier zwar noch erlaubt, aber
nicht empfohlen. Bei der Rück-
kehr muss man sich testen las-
sen und sich dann in Quarantä-
ne begeben.

Dem Bundesamt für Gesund-
heitwar bis Freitag kein anderes
Land bekannt, das einzelne Kan-
tone zu Risikogebieten erklärt
hat. Es ist jedoch nicht ausge-
schlossen, dass dies noch ge-
schieht. Deutschland etwa setzt
nicht nur Länder auf seine Liste,
sondern auch Regionen – etwa
solche in Frankreich oderRumä-
nien. Die Schweiz ist davon bis
dato nicht betroffen.

Unwahrscheinlich ist, dass Zü-
rich innerhalb der Schweiz als Ri-
sikogebiet behandelt wird. Der
Kanton Genf erreichte schonAn-
fang Juli den Grenzwert von
60 Neuinfektionen pro 100’000
Personen innert zwei Wochen.
Das Bundesamt für Gesundheit
schloss damals Bewegungsein-
schränkungen explizit aus. Sol-
che wären nicht durchzusetzen,
da sich die Kantonsgrenzen nicht
kontrollieren lassen. Das Epide-
miengesetz erlaube zwar Mass-
nahmen für bestimmte Gebiete,
dabei gehe es aber um lokale In-
fektionsherde, nicht umKantone.

Welche Folgen hätte es
für den Flughafen,wenn Zürich
imAusland zumRisikogebiet
erklärtwürde?
Das hinge erstens von derBedeu-
tung jener Länder ab, die Zürich
auf ihre Risikoliste setzen, und
zweitens von den genauen Be-
stimmungen der betreffenden
Länder. Im ungünstigsten Fall
wäre schon dieAusreise über den
Flughafen Zürich Grund genug,
in Quarantäne gehen zumüssen.
Denkbar ist andererseits, dass
unterschieden wird zwischen
einem Aufenthalt in Zürich und
einer reinenAusreise aus Zürich.
Dass also der Geschäftsreisende
aus dem Aargau, der sich direkt
an den Flughafen chauffieren
lässt, nicht betroffen ist.

Belgien, das Zürich auf seine
Liste der Risikogebiete aufge-
nommen hat, scheint dies so zu
handhaben. Auf dem Formular,
das Rückkehrer aus der Schweiz
ausfüllen müssen, werden nur
Aufenthaltemit Übernachtungen
abgefragt. Für den hiesigenTou-
rismus gehört Belgien zahlen-
mässig zu den zehnwichtigsten
Nationen.

Ist der Grenzverkehr zu
Deutschland tangiert?
An der Zürcher Grenze zu
Deutschland dürfte sich zumin-
dest vorderhand nichts ändern.
Die Landesregierungvon Baden-
Württemberg hält sich an die
Grenzwerte aus Berlin, und die-
se hat Zürich noch nicht erreicht.

Zürich hat Angst vor «enormen
wirtschaftlichen Folgen»
Coronavirus Die Zahl der Neuinfektionen im Kanton hat den BAG-Grenzwert erreicht.
Also gälte Zürich als Risikogebiet. Was sind die Auswirkungen?

Paragraf nicht als rechtliche
Grundlage aus. Auch unange-
kündigte Hausbesuche und das
Anbringen von GPS-Trackern,
wie Dübendorf es laut dem
Untersuchungsbericht prakti-
zierte, seien illegal. Es gebe da-
für aktuell keine gültige rechtli-
che Grundlage, sagt Hobi. Dies
habe der Europäische Gerichts-
hof für Menschenrechte im Jahr
2016 in einem Urteil festgehal-
ten. Markus Schefer, Professor
an der Universität Basel, bestä-
tigt die Beurteilung.

Zu den restlichen Vorwürfen
äussert sich StadtschreiberMar-
tin Kunz stellvertretend für den
gesamten Stadtrat. Er hält fest,
dass Klienten und Mitarbeiten-
de der Stadtverwaltung denOm-
budsmann jederzeit kontaktie-
ren dürfen. «Sollte jemals ein
Verbot ausgesprochen worden
sein, sowar dies schlicht falsch.»

Aus Gründen des Persönlich-
keitsschutzes könne sich der
Stadtrat nicht zu allen Vorwür-
fen äussern.Verschiedene Punk-
tewürden noch abgeklärt. Im So-
zialamt Dübendorf sei jedoch ein
Teamentwicklungsprozess ein-
geleitet worden. Und: Es sei «zu
verschiedenen personellen Ver-
änderungen» gekommen. Kunz
hält auch dieMedien fürmitver-
antwortlich an der Krise: Die öf-
fentliche Debatte rund um ihre
Arbeit sei für dieMitarbeitenden
teilweise sehr belastend gewe-
sen. «Dass es dadurch zu einer
erhöhten Fluktuation kam, war
leider kaum zu vermeiden.»

Von den personellenVerände-
rungen ist auch jene Person be-
troffen, aufgrund welcher das
Amt erstmals in die Kritik gera-
ten war: die Ex-Sozialhilfeche-
fin. Sie galt vielen als Treiberin
eines schikanösen Umgangsmit
Klienten. Anfang 2020 kündigte
sie; über Abgangsmodalitäten
drang nichts nach aussen.

Auf telefonische Anfrage
möchte sie sich nicht zu den Re-
sultaten der Untersuchung äus-
sern. Dübendorf habe sie hinter
sich gelassen. Sie hat derweil
eine neue Stelle im Thurgau ge-
funden – wiederum als Sozial-
hilfechefin. Ihr aktuelles Face-
book-Profil ist unverfänglich: Sie
postet dort ausschliesslich Fotos
von Tieren.

Fragwürdige Chats
ZweiMitarbeitende, deren Prak-
tiken im Bericht kritisiert wer-
den, sind weiter in Dübendorf
angestellt. Einer davon ist der
Abteilungsleiter, der intern
mehrfach durch die Verbreitung
streitbarer Onlineinhalte aufge-
fallen ist. In einer Whatsapp-
Nachricht von 2018 verschickte
er etwa die Botschaft einer Leh-
rerin, die sich übermuslimische
Einwanderer «was vom Herzen
geschrieben hat». Darin steht:
«Liebe verantwortliche Politiker,
liebe Ausländer!Wennwir nicht
mehr ‹Grüss Gott› sagen dürfen,
gibt es nur eine Alternative: Ihr
habt das RECHT, die Schweiz zu
verlassen, wenn es euch nicht
passt!» Die Nachricht ist eine
Falschmeldung, die seit Jahren
im Netz kursiert. Diese besagt,
dass in gewissen deutschspra-
chigen Gebieten die Grussformel
«Grüss Gott» verboten worden
sei, weil muslimische Schüler
sich daran stören würden.

Der Stadtrat distanziert sich
auf Anfrage von den «diskrimi-
nierenden Aussagen» in der
Nachricht. Die Sache werde in-
tern geklärt, sagt Kunz.Auchmit
demVorwurf der heimlichen Ge-
sprächsaufzeichnungwerde der
Abteilungsleiter konfrontiert.
Das könne aber noch dauern, da
dieser in den Ferien weile.
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